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Gesetz
über die Staatsbürgerschaft 

der Deutschen Demokratischen Republik. 
(Staatsbürgerschaftsgesetz)

Vom 20. Februar 1967

Mit der Gründung der Deutschen Demokratischen 
Republik entstand in Übereinstimmung mit dem Völ­
kerrecht die Staatsbürgerschaft der Deutschen Demo­
kratischen Republik. Sie ist Ausdruck der Souveräni­
tät der Deutschen Demokratischen Republik und trägt 
zur weiteren allsedtigen Stärkung des sozialistischen 
Staates bei.

Die Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokrati­
schen Republik ist die Zugehörigkeit ihrer Bürger zum 
ersten friedliebenden, demokratischen und sozialisti­
schen deutschen Staat, in dem die Arbeiterklasse die 
politische Macht im Bündnis mit der Klasse der Genos­
senschaftsbauern, der sozialistischen Intelligenz und 
den anderen werktätigen Schichten ausübt.

I.
Die Staatsbürgerschaft 

der Deutschen Demokratischen Republik

§ 1
Staatsbürger der Deutschen Demokratischen Repu­

blik ist, wer
a) zum Zeitpunkt der Gründung der Deutschen 

Demokratischen Republik deutscher Staatsange­
höriger war, in der Deutschen Demokratischen 
Republik seinen Wohnsitz oder ständigen Auf­
enthalt hatte und die Staatsbürgerschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik seitdem 
nicht verloren hat;

b) zum Zeitpunkt der Gründung der Deutschen 
Demokratischen Republik deutscher Staatsange­
höriger war, seinen Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt außerhalb der Deutschen Demokrati­
schen Republik hatte, danach keine andere Staats­
bürgerschaft erworben hat und entsprechend sei­
nem Willen durch Registrierung bei einem dafür 
zuständigen Organ der Deutschen Demokrati­
schen Republik als Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik geführt wird;

c) nach den geltenden Bestimmungen die Staatsbür­
gerschaft der Deutschen Demokratischen Republik 
erworben und sie seitdem nicht verloren hat.

§ 2
(1) Die Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokra­

tischen Republik garantiert den Bürgern der Deut­
schen Demokratischen Republik die Wahrnehmung der 
verfassungsmäßigen Rechte und fordert von ihnen die 
Erfüllung der verfassungsmäßigen Pflichten.

(2) Die Deutsche Demokratische Republik gewährt 
ihren Bürgern Schutz und unterstützt sie bei der 
Wahrnehmung ihrer Rechte außerhalb der Deutschen 
Demokratischen Republik.

§3
(1) Staatsbürger der Deutschen Demokratischen 

Republik können nach allgemein anerkanntem Völker­
recht gegenüber der. Deutschen Demokratischen Repu­
blik keine Rechte oder Pflichten aus einer anderen 
Staatsbürgerschaft geltend machen.

(2) Ein Staatsbürger der Deutschen Demokratischen 
Republik, der die Staatsbürgerschaft eines anderen 
Staates zu erwerben beabsichtigt, bedarf dazu der Zu­
stimmung der zuständigen staatlichen Organe der 
Deutschen Demokratischen Republik.

(3) Regelungen zu Fragen der Staatsbürgerschaft, die 
in zwischenstaatlichen Vereinbarungen der Deutschen 
Demokratischen Republik mit anderen Staaten getrof­
fen werden, finden Anwendung.

II.
Erwerb und Verlust der Staatsbürgerschaft 

der Deutschen Demokratischen Republik
E r w e r b

8 4
Die Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokrati­

schen Republik wird erworben durch
a) Abstammung;


